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Wichtige Veröffentlichungen aus der Finanzverwaltung
►     Ausgewählte Verwaltungsanweisungen 2007/2008
Themen-Übersicht:

(01)     Bedeutung des Maßgeblichkeitsgrundsatzes bei Umwandlungen – Bewertungs-
            wahlrecht in Umwandlungsfällen (Rechtslage vor SEStEG).
(02)     Grunderwerbsteuer; Bemessungsgrundlage bei umsatzsteuerpflichtigen Grund- 

            stücksumsätzen.
(03)     Steuersatz für die Überlassung von Schwimmbädern.
(04)     Steuerliche Beurteilung der Aufgabenerfüllung nach der Verpackungsverord- 
           nung durch Körperschaften des öffentlichen Rechts; …
►   OFD Rheinland vom 25.02.2008  (KSt-Kurzinfo Nr. 13/2008)
„Bedeutung des Maßgeblichkeitsgrundsatzes bei Umwandlungen -
Bewertungswahlrecht in Umwandlungsfällen (Rechtslage vor SEStEG)“
Nach dem BFH Urteil vom 05.06.2007 (Az.: I R 97/06) steht bei der Verschmelzung von Kapitalgesellschaften entgegen Tz. 11.01 des BMF-Schreibens vom 25.03.1998 (BStBl. I 1998 S. 268) der Maßgeblichkeitsgrundsatz einem höheren Wertansatz in der steuerlichen Übertragungsbilanz der Überträgerin nicht entgegen. Die Überträgerin kann abweichend von ihrer Handelsbilanz in der steuerlichen Übertragungsbilanz nach § 11 Abs. 1 S. 2 KStG höhere Werte ansetzen. Dieses Urteil kann über den entschiedenen Einzelfall hinaus angewendet werden. An Tz. 11.01 des BMF-Schreibens vom 25.03.1998 (BStBl. I 1998 S. 268) ist nicht mehr festzuhalten.

Allerdings bittet die OFD zu beachten, dass das Ansatzwahlrecht nach § 11 Abs. 1 S. 2 UmwStG im alten Recht nur solche Wirtschaftsgüter umfasst, die in der Steuerbilanz vom Grundsatz her aktiviert werden dürfen. Selbst geschaffene immaterielle Wirtschafts-güter dürfen demnach gemäß § 5 Abs. 2 EStG in der steuerlichen Übertragungsbilanz nicht angesetzt werden (Tz. 11.19 des BMF-Schreibens vom 25.03.1998 – BStBl. I 1998 S. 268 und Urteil des FG Baden-Württemberg vom 04.03.2004 - EFG 2004 S. 858 ). Erst für Um-wandlungen, die nach neuem Recht (SEStEG) erfolgen, werden auch die stillen Reserven in selbst geschaffenen immateriellen Wirtschaftsgütern in eine Aufstockung einbezogen (§ 11 Abs. 1 S. 1 i.d.F. des SEStEG).

Aus dem BFH-Urteil ergibt sich zudem, dass die Urteilsgrundsätze auch bei der Umwand-lung (Verschmelzung oder Formwechsel) einer Kapital- in eine Personengesellschaft zu übertragen sind. Daher ist bei Anwendung von § 3 UmwStG  nicht mehr an Tz. 03.01 des BMF-Schreibens vom 25.03.1998 (BStBl. I 1998 S. 268) festzuhalten. Auch hier bittet die OFD zu beachten, dass das Ansatzwahlrecht nach § 3 Abs. 1 Satz 1 UmwStG  im alten Recht ebenfalls nur solche Wirtschaftsgüter umfasst, die in der Steuerbilanz vom Grund-satz her aktiviert werden dürfen (Tz. 03.07 des BMF-Schreibens vom 25.03.1998 a.a.O).

Die Kurzinformation Einkommensteuer Nr. 6/2007 vom 15.01.2007 der OFD Rheinland und die Kurzinformation Einkommensteuer Nr. 18/2006 vom 28.08.2006 der OFD Müns-ter werden hiermit aufgehoben.

►   FinMin Niedersachsen vom 10.01.2008  (Az.: S 4521 – 32 – 39 2)

Grunderwerbsteuer: 
„Bemessungsgrundlage bei umsatzsteuerpflichtigen Grundstücksumsätzen“
Bezug:
· Niedersächsisches FinMin vom 06.06.1984 (Az.: S 4521 - 32 - 32 3) 

· Niedersächsisches FinMin vom 28.06.2004 (Az.: S 4521 - 32 - 34 2-3)
Im Bezugserlass vom 28.06.2004 hat das Niedersächsische FinMin darauf hingewiesen, dass in Optionsfällen die Umsatzsteuer zwingend vom Erwerber geschuldet wird und da-mit nicht mehr Bestandteil der grunderwerbsteuerlichen Gegenleistung ist.

Mit Urteil vom 09.11.2006 (BStBl 2007 II S. 285) hat der Bundesfinanzhof seine bisherige Rechtsprechung aufgegeben, wonach bei einer Grundstücksveräußerung die Hälfte der ge-samtschuldnerisch von Erwerber und Veräußerer geschuldeten Grunderwerbsteuer zum umsatzsteuerlichen Entgelt für die Grundstücksveräußerung gehört, wenn die Parteien des Grundstückskaufvertrags vereinbaren, dass der Erwerber die Grunderwerbsteuer allein zu tragen hat. Der Bezugserlass vom 06.06.1984, der in Optionsfällen noch eine Einbeziehung der Umsatzsteuer in die grunderwerbsteuerliche Bemessungsgrundlage vorsah, hat damit seine Bedeutung verloren und wird hiermit aufgehoben.

Dieser Erlass ergeht im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der anderen Länder.

Das Niedersächsische FinMin bittet, die Finanzämter entsprechend zu unterrichten.

►   OFD Frankfurt/M. vom 21.12.2007 (Az.: S 7243 A - 1 - St 112)

„Steuersatz für die Überlassung von Schwimmbädern“
Bezug:

· HMdF-Erlass vom 04.12.2007 - S 7243 A - 001 - II 51

· BMF-Schreiben vom 22.10.2007 - IV A 5 - S 7243/07/0003

Die Überlassung von Schwimmbädern unterliegt nach § 12 Abs. 2 Nr. 9 UStG dem ermä-ßigten Steuersatz. Nach dieser Vorschrift sind die unmittelbar mit dem Betrieb der Schwimmbäder verbundenen Umsätze mit dem ermäßigten Steuersatz zu besteuern.

Nach Abschn. 171 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 UStR erfasst dies auch die Benutzung der Schwimm-bäder durch Gruppen oder Vereine. Eine „Benutzung” des Schwimmbads ist auch dann gegeben, wenn nicht nur die Eintrittsberechtigung verschafft, sondern ein ganzes Schwimmbad vermietet wird.

►   OFD Koblenz vom 03.12.2007  (Az.: S 2706 A – St 33 1)
„Steuerliche Beurteilung der Aufgabenerfüllung nach der Verpackungsverordnung durch Körperschaften des öffentlichen Rechts; Einsammeln von Verkaufsverpackun-gen mit dem „Grünen Punkt” aus Papier oder Pappe“
Körperschaften des öffentlichen Rechts sind wirtschaftlich tätig, wenn sie auf Grund von privatrechtlichen Vereinbarungen Aufgaben im Rahmen des in § 6 Abs. 3 Satz 1 Ver-packungsverordnung (VerpackV) vom 21.08.1998 ( BGBl 1998 I S. 2379) bezeichneten Systems („Duales System”) durchführen (s. R 10 Abs. 6 S. 6 und 7 KStR 2004).
Eine solche wirtschaftliche Tätigkeit, die bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen des R 6 KStR 2004 einen Betrieb gewerblicher Art begründet, liegt auch dann vor, wenn eine Körperschaft des öffentlichen Rechts im Rahmen der ihr obliegenden und dem Hoheitsbe-reich zuzuordnenden Verpflichtung zur Entsorgung von Altpapier auch Verkaufsver-packungen mit dem „Grünen Punkt” aus Papier oder Pappe mit entsorgt und hierfür von dem „Dualen System” ein Entgelt erhält (vgl. § 6 Abs. 3 S. 43 ff VerpackV).  
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